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Der Verband begrüßt die Möglichkeit zur Stellungnahme zum Referentenentwurf 

für eine Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrs-

Ordnung (VwV-StVO) zu Großraum- und Schwertransporten (GST).  

 

Verfahrenserleichterung 

Grundsätzlich ist der Entwurf zur Erleichterung von GST-Transporten inklusive der 

Betrachtung von möglichen Rücktransporten zu begrüßen. 

  

Sämtliche Punkte zur Begrenzung der Bürokratieabläufe würden der deutschen 

Transportwirtschaft helfen. 

  

Im Zuge von Rücktransporten bestehen keinerlei Bedenken bezüglich der Mit-

nahme von Unteilbaren Ladungseinheiten. 

 

Bedenken gegen die Erlaubnisfreiheit von teilbarer Ladung 

 

Die geplante Gesetzesinitiative, die eine Erlaubnisbefreiung für den Transport teil-

barer Ladungen bei Schwertransporten vorsieht, birgt aus Sicht der Transport-

schadenverhütung verschiedene Risiken. 

 

Erstens besteht bei teilbaren Ladungen ein erhöhtes Risiko, dass die Last ungleich 

verteilt wird, was die Stabilität des Transports beeinträchtigen kann. Dies erhöht 

die Gefahr von Transportschäden.  

 

Zweitens könnte der geplante Wegfall der Genehmigungsverfahren dazu führen, 

dass weniger Sorgfalt bei der Sicherung der Ladung angewendet werden könnte.  

Es könnten Ladungssicherungsmaßnahmen für andere Verkehrsträger (z.B. See-

schiff) ungeprüft übernommen werden. Diese Maßnahmen können aber nicht aus-

reichend für den Straßentransport sein. 

 

Darüber hinaus könnten die Versicherungsrisiken zunehmen, da eine höhere 

Wahrscheinlichkeit von Transportschäden besteht. Dies könnte zu steigenden 

Versicherungsprämien für Transporteure führen, da Versicherer das Risiko in ei-

nem weniger regulierten Umfeld höher einschätzen würden. 

 

Schließlich würde eine Erlaubnisbefreiung die Leichtigkeit des Verkehrs beein-

trächtigen und die Verkehrsinfrastruktur stärker belasten. Mehr Schwertransporte 

ohne vorherige Genehmigungen könnten die Straßen und Brücken stärker bean-

spruchen und langfristig zu infrastrukturellen Schäden führen. 

 

Zusammengefasst stellt die Erlaubnisbefreiung von teilbaren Ladungen bei 

Schwertransporten ein erhöhtes Risiko für Transportschäden, Unfälle und 
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Versicherungsrisiken dar und könnte die Verkehrsinfrastruktur zusätzlich belasten. 

 

Sollte man, entgegen der bisherigen Vorgehensweise, teilbare Ladungen zulas-

sen, wäre es aus Sicht des Verbandes unbedingt begrüßenswert die Ladungssi-

cherungsbedingungen hervorzuheben und in der Verordnung zu benennen. 

  

Darüber hinaus ist rechtlich zu beachten, welcher Transportbeteiligte für die Siche-

rung der Ladung auf Teilstrecken verantwortlich ist. 

  

Ebenfalls sollte berücksichtigt werden, dass nur Ladungssicherungsmittel einge-

setzt werden, die auch für den Straßentransport in Deutschland und der EU zuge-

lassen sind. 
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